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Datum -

Auf die Berufung des Beklagten wird der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Duisburg vom 16.12.2021 geÃ¤ndert. Die Klage
wird abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen

nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt im Wege der UntÃ¤tigkeitsklage die Verpflichtung des
Beklagten zur Bescheidung seines Antrags auf Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen des Merkzeichens aG (auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung).

Der 0000 geborene KlÃ¤ger ist Rentner. Der Beklagte setzte bei ihm ab dem
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09.08.2016 einen Grad der Behinderung (GdB) von 70 fest und stellte fest, dass er
die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G erfÃ¼llt (Bescheid
vom 07.11.2016). Den darÃ¼berhinausgehenden Antrag auf Feststellung, dass bei
dem KlÃ¤ger die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen aG und B
vorliegen, lehnte der Beklagte ab.

Am 27.03.2017 stellte der KlÃ¤ger unter Vorlage des entsprechend ausgefÃ¼llten
amtlichen Formulars erneut einen Antrag auf Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen aG. Die ParkplÃ¤tze seien schmal. Auf
mittellangen und langen Strecken sei er auf einen Rollstuhl angewiesen. Den Antrag
lehnte der Beklagte ab (Bescheid vom 02.06.2017).

Am 07.07.2020 stellt der KlÃ¤ger einen Ã�nderungsantrag. Er gab u. a. an, dass das
Laufen Ã¼ber 5 Meter hinaus sehr beschwerlich sei. Auf Seite 5 des
Antragsvordrucks kreuzte er an, dass die gesundheitlichen Voraussetzungen des
Merkzeichens G festgestellt werden sollen. Das KÃ¤stchen fÃ¼r das Merkzeichen aG
und die Ã¼brigen Merkzeichen kreuzte er nicht an. Durch Bescheid vom 10.09.2020
lehnte der Beklagte den Antrag ab. Ein hÃ¶herer GdB stehe ihm nicht zu. Die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r â�� auÃ�er bisher festgestellte â��
Merkzeichen lÃ¤gen nicht vor.

Mit Schreiben vom 06.10.2020 erhob der nunmehr anwaltlich vertretene KlÃ¤ger
Widerspruch gegen den Bescheid vom 10.09.2020. Den Widerspruch begrÃ¼ndete
sein BevollmÃ¤chtigter mit Schreiben vom 14.10.2020 (Eingang bei dem Beklagten
am Folgetag) damit, dass der KlÃ¤ger ihn gebeten habe, â��zusÃ¤tzlich das
Merkmal aG zuzuerkennenâ��. Dieser habe in seinem Verschlimmerungsantrag
angegeben, dass das Laufen Ã¼ber 5 Meter sehr beschwerlich sei. Es werde daher
beantragt, einen GdB von 80 sowie das Merkzeichen aG zuzuerkennen. Mit
Widerspruchsbescheid vom 08.01.2021 wurde der Widerspruch durch die
Bezirksregierung E. zurÃ¼ckgewiesen. Der Widerspruchsbescheid enthielt auch
AusfÃ¼hrungen zum Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Merkzeichens aG.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 19.01.2021 Klage vor dem Sozialgericht (SG)
Duisburg mit dem Antrag, den Beklagten zu verurteilen, einen GdB von mindestens
80 sowie die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen aG festzustellen. Das
Verfahren wird unter dem Aktenzeichen S 24 SB 81/21 gefÃ¼hrt und ist seit dem
27.01.2022 mit Blick auf das vorliegende Verfahren ausgesetzt.

Unter dem 09.04.2021 wies der Kammervorsitzende (in dem Verfahren S 24 SB
81/21) darauf hin, dass im Rahmen der WiderspruchsbegrÃ¼ndung gegen den
Bescheid vom 10.09.2020 das Merkzeichen aG geltend gemacht worden sei.
DarÃ¼ber sei bisher nicht entschieden. Erstmals der Widerspruchsbescheid
enthalte AusfÃ¼hrungen zum Merkzeichen aG. Die Bezirksregierung sei nicht
aktivlegitimiert, erstmals Ã¼ber die Zuerkennung oder Ablehnung eines
Merkzeichens zu entscheiden. HierÃ¼ber mÃ¼sse vielmehr der Beklagte befinden.
Dabei sei auch der GdB erneut zu Ã¼berprÃ¼fen, weil bei dem bisher festgestellten
Gesamt-GdB von 70 das Merkzeichen aG ohnehin nicht zuerkannt werden kÃ¶nne.
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Hiergegen wandte der Beklagte unter BeifÃ¼gung einer VerfÃ¼gung der
Bezirksregierung E. vom 16.05.2019 ein, dass mit Bescheid vom 10.09.2020 durch
die Formulierung â��Die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r â�� auÃ�er bisher
festgestellte â�� Merkzeichen liegen nicht vorâ�� auch Ã¼ber das Merkzeichen aG
entscheiden worden sei. Ab dem 17.05.2019 seien von der Bezirksregierung E.
verschiedene Tenor-Erweiterungen als neue Version des SAP-Fachverfahrens
vorgenommen worden. Entsprechend der Fallgestaltung werde der Tenor im
Bescheid vom Sachbearbeiter hinzugefÃ¼gt. ZusÃ¤tzlich Ã¼bersandte der Beklagte
eine Stellungnahme der Bezirksregierung E. vom 06.07.2021, in der u. a. darauf
hingewiesen wird, dass seitens der kommunalen AufgabentrÃ¤ger grundsÃ¤tzlich
auch nicht ausdrÃ¼cklich beantragte Merkzeichen, sofern die gesundheitlichen
Voraussetzungen vorlÃ¤gen, mit Bescheid festgestellt wÃ¼rden. Dies geschehe
aufgrund des Erlasses des Ministeriums fÃ¼r Arbeit, Gesundheit und Soziales vom
25.01.1988 â�� II B 1 â�� 4411.1/4411.2. Es werde grundsÃ¤tzlich immer bei allen
Merkzeichen das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen geprÃ¼ft.

Am 20.01.2021 hat der KlÃ¤ger zur HerbeifÃ¼hrung einer Entscheidung des
Beklagten zum Vorliegen der Voraussetzungen des Merkzeichens aG
UntÃ¤tigkeitsklage beim SG Duisburg erhoben. Die BegrÃ¼ndetheit der Klage
ergebe sich aus den AusfÃ¼hrungen des Gerichtes in dem Verfahren S 24 SB 81/21,
insbesondere aus dem gerichtlichen Hinweis vom 09.04.2021.

Der KlÃ¤ger hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, den Antrag des KlÃ¤gers vom 14.10.2020
unverzÃ¼glich zu bescheiden.

Der Beklagte hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

UntÃ¤tigkeit liege nicht vor.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG mit Gerichtsbescheid vom 16.12.2021
den Beklagten verpflichtet, den Antrag des KlÃ¤gers vom 15.10.2020 unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu bescheiden. Zur BegrÃ¼ndung
hat es ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe am 15.10.2020 durch seinen
BevollmÃ¤chtigten einen Ã�nderungsantrag bei dem Beklagten mit dem Ziel
gestellt, zusÃ¤tzlich das Merkzeichen aG anzuerkennen. Die von seinem
BevollmÃ¤chtigten verwendete Formulierung sei dahin auszulegen, dass der
KlÃ¤ger seine BevollmÃ¤chtigten beauftragt habe, fÃ¼r ihn bei dem Beklagten
zusÃ¤tzlich die Zuerkennung des Merkzeichens aG zu beantragen. Soweit sich der
Beklagte darauf berufe, dass er im Bescheid vom 10.09.2020 auch eine
Entscheidung zum Merkzeichen aG getroffen habe, lÃ¤gen seine AusfÃ¼hrungen
neben der Sache. Der KlÃ¤ger habe nicht in seinem Antrag vom 07.07.2020 an der
dafÃ¼r vorgesehenen Stelle das Begehren geÃ¤uÃ�ert, dass eine Feststellung auch
zum Nachteilsausgleich aG getroffen werden solle. MaÃ�geblich sei allein Â§ 152
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch â�� Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
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Behinderungen â�� (SGB IX), nach dessen Abs. 3 [gemeint wohl Abs. 4] i. V. m. Abs.
1 die Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen im
Verfahren nach Abs. 1 zu treffen seien, also auf Antrag. Das bedeute, dass eine
Ablehnung von etwas nicht Beantragtem keine Beschwer auslÃ¶se, die mit
Widerspruch angefochten werden kÃ¶nne. Entscheidend sei, dass in dem am
15.10.2020 geÃ¤uÃ�erten Begehren, zusÃ¤tzlich das Merkzeichen aG
zuzuerkennen, ein Antrag im Sinne von Â§ 152 Abs. 1 SGB IX zu sehen sei, der
unabhÃ¤ngig von der vermeintlichen Entscheidung Ã¼ber nicht beantragte
Merkzeichen, und Ã¼ber den in angemessener Frist zu entscheiden sei. Die
Bezirksregierung E. sei als WiderspruchsbehÃ¶rde nicht aktivlegitimiert, eine
Erstentscheidung Ã¼ber zusÃ¤tzlich beantragte Merkzeichen zu treffen. Ã�ber den
Antrag vom 15.10.2020 habe der dafÃ¼r zustÃ¤ndige Beklagte nicht entschieden
und dafÃ¼r auch keinen hinreichenden Grund. Dieser hÃ¤tte nach dem Hinweis des
Gerichts im Verfahren SÂ 24 SB 81/21 erkennen mÃ¼ssen, dass seine
EinschÃ¤tzung, eine relevante Sachentscheidung zum Merkzeichen aG getroffen zu
haben, unzutreffend sei. Nach dem Hinweis des Gerichts vom 09.04.2021 habe er
auch ausreichend Zeit gehabt, Ã¼ber den Antrag vom 15.10.2020 zu entscheiden.

Gegen das am 20.12.2021 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 14.01.2022
Berufung eingelegt und ausgefÃ¼hrt, dass es zur Antragstellung nicht eines
fÃ¶rmlichen Antrages oder Formulars bedÃ¼rfe. Die BehÃ¶rden seien verpflichtet,
einen gestellten Antrag vollumfÃ¤nglich zu prÃ¼fen. Damit solle vermieden
werden, dass Antragsteller aus Unwissenheit schlechter gestellt wÃ¼rden als
diejenigen, die Ã¼ber ihre Rechte informiert seien. Dem praxisnahen und
bÃ¼rgerfreundlichen Verwaltungshandeln werde mit dem hier
streitgegenstÃ¤ndlichen BegrÃ¼ndungstenor, dass â��die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r â�� auÃ�er bisher festgestellte â�� Merkzeichen nicht
vorliegenâ�� letztlich ausreichend Rechnung getragen. Nach seiner
Rechtsauffassung sei der Wortlaut des Â§ 152 Abs. 4 SGB IX so zu verstehen, dass
im Antragsverfahren â�� auch im Falle eines formlosen und nicht nÃ¤her
bestimmten â�� Antrags fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen
maÃ�gebliche gesundheitliche Merkmale konkret und faktisch unaufgefordert
festzustellen seien. ErgÃ¤nzend verweist der Beklagte auf das im Verfahren S 24 SB
81/21 eingebrachte Schreiben der Bezirksregierung E. vom 06.07.2021.

Der Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des SG Duisburg vom 16.12.2021 abzuÃ¤ndern und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit SchriftsÃ¤tzen vom 16.02.2023 sowie 08.03.2023
(KlÃ¤ger) und vom 27.02.2023 (Beklagter) mit einer Entscheidung durch Urteil ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Streitakte, der beigezogenen
VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten und der beigezogenen Streitakte SG
Duisburg, S 24 SB 81/21 Bezug genommen, die Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A) Die Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat aufgrund des
EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 124
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheiden kann, ist nach Â§Â§ 143, 144 SGG
statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

Sie ist auch begrÃ¼ndet. Das SG hat den Beklagten mit Gerichtsbescheid vom
16.12.2021 zu Unrecht zur Bescheidung des Antrags des KlÃ¤gers vom 15.10.2020
verpflichtet. Ein gesonderter Bescheid auf die Eingabe des KlÃ¤gers im
Widerspruchsverfahren hat nicht zu ergehen.

Ist ein Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsakts ohne zureichenden Grund in
angemessener Frist sachlich nicht beschieden worden, so ist die Klage nicht vor
Ablauf von sechs Monaten seit dem Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts
zulÃ¤ssig (Â§ 88 Abs. 1 Satz 1 SGG). Das gleiche gilt, wenn Ã¼ber einen
Widerspruch nicht entschieden worden ist, mit der MaÃ�gabe, dass als
angemessene Frist eine solche von drei Monaten gilt (Â§ 88 Abs. 2 SGG).

Diese Voraussetzungen fÃ¼r die UntÃ¤tigkeitsklage liegen nicht vor. Es fehlt bereits
an der Tatbestandsvoraussetzung des nicht beschiedenen Antrags.

Der Beklagte hat vielmehr im Bescheid vom 10.09.2020 (auch) eine Regelung zum
Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens aG getroffen.
Denn er hat durch seinen gewÃ¤hlten VerfÃ¼gungssatz das Vorliegen der
Voraussetzungen sÃ¤mtlicher Merkzeichen â�� mit Ausnahme der bereits
festgestellten â�� verneint.

Hierzu war der Beklagte auch befugt, weil entsprechender Antrag vorlag.

Nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf Antrag des behinderten
Menschen das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der Behinderung zum
Zeitpunkt der Antragstellung fest. Nach Â§Â 152 Abs. 4 SGB IX treffen die
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden die erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach Abs.
1, wenn neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale
Voraussetzung fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen sind.

Davon ausgehend mag fraglich sein, ob im Verwaltungsverfahren nach Â§ 152 Abs.
1 (SatzÂ 1) SGB IX stets, d.h. auch ohne ausdrÃ¼ckliches Vorbringen des
Betroffenen insoweit bzw. ohne entsprechendes Kreuz in den amtlichen
Antragsformularen, die PrÃ¼fung des Vorliegens der Voraussetzungen von
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Merkzeichen zu erfolgen hat. FÃ¼r diese von dem Beklagten (aufgrund des Erlasses
des Ministeriums fÃ¼r Arbeit, Gesundheit und Soziales vom 25.01.1988 â�� II B 1
â�� 4411.1/4411.2 â��) und in der Literatur vertretene Auffassung (vgl. etwa
Goebel in jurisPK-SGB IX, Stand: 25.07.2022, Â§Â 152 Rn. 46; Oppermann in
Hauck/Noftz SGBÂ IX, Stand: 4. EL 2022, Â§â��152 Rn. 52; Dau in LPK-SGB IX, 6.
Aufl. 2022, Â§ 152 Rn. 37; wohl auch Jabben in BeckOK SozR-SGB IX, Stand:
01.09.2020, Â§ 152 Rn. 8), spricht jedenfalls, dass mit dem in Â§ 152 Abs. 4 SGB IX
enthaltenen Verweis allein an das Verfahren nach Â§ 152 Abs. 1 SGB IX und nicht
(auch) an das Antragserfordernis angeknÃ¼pft wird.

Dies kann hier jedoch letztlich dahinstehen. Denn ausgehend von den Ã¼blichen
AuslegungsgrundsÃ¤tzen von WillenserklÃ¤rungen â�� Â§ 133 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch (BGB) â�� (vgl. dazu nÃ¤her auch Bundessozialgericht [BSG], Beschluss
vom 02.10.2020, B 9 SB 10/20 B, juris Rn. 16) hat der KlÃ¤ger nicht erst am
15.10.2020, sondern schon am 07.07.2020 einen Antrag bei dem Beklagten auch
auf Zuerkennung des Merkzeichens aG gestellt (vgl. zur Ã¤hnlichen Frage der
Auslegung von AntrÃ¤gen im Zusammenhang mit der Geltendmachung von
Sonderbedarfen bzw. Mehrbedarfen im Bereich der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende BSG, Urteile vom 23.03.2010, B 14 AS 6/09 R, juris Rn. 14 und vom
06.05.2010, B 14 AS 3/09 R, juris Rn. 14). Dem steht nicht entgegen, dass der
KlÃ¤ger auf dem Antragsformular unter Ziff. 10.1 nicht das Merkzeichen aG
angekreuzt hat. Denn angesichts des Umstandes, dass bereits mit Bescheid vom
07.11.2016 das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens
G festgestellt worden war, sowie angesichts des weiteren Umstandes, dass der
KlÃ¤ger bereits in seinem Verschlimmerungsantrag aus MÃ¤rz 2017 die Feststellung
der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen aG beantragt hatte,
war der erneute Antrag des KlÃ¤gers vom 07.07.2020 konsequenterweise
dahingehend auszulegen, dass er erneut (auch) die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens aG begehrte und nicht die des
bereits festgestellten Merkzeichens G. HierfÃ¼r spricht zudem, dass er seinen
Antrag u. a. damit begrÃ¼ndet hat, bei Strecken Ã¼ber 5 Meter sehr beschwerlich
laufen zu kÃ¶nnen. Bei der Eingabe des KlÃ¤gers vom 15.10.2020 handelt es sich
daher nicht um einen (nach den AntrÃ¤gen aus August 2016 und MÃ¤rz 2017
erstmaligen) Antrag auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen aG, sondern vielmehr um die Konkretisierung seines Antrags- bzw.
Widerspruchsbegehrens.

B) Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, 183 SGG.

C) GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.
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Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils
schriftlich oder in elektronischer Form beim

Bundessozialgericht, Postfach 41 02 20, 34114
KasseloderBundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel

einzulegen.

Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablauf der Monatsfrist bei dem
Bundessozialgericht eingegangen sein.

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung -ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Weitergehende
Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal
des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  jeder Rechtsanwalt,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedsstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial-
oder berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,
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â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im
wirtschaftlichen Eigentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften und juristischen Personen
mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt handeln. BehÃ¶rden
und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse sowie
private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich durch eigene BeschÃ¤ftigte
mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum
Richteramt anderer BehÃ¶rden oder juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt
es sich dabei um eine der vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen, muss diese durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt
handeln.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils von
einem zugelassenen BevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu
begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 
128 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz nicht und eine Verletzung des Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz nur gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem
Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

FÃ¼r die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter,
der nicht schon durch die oben genannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen vertreten ist, Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung
eines Rechtsanwalts beantragen.
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Der Beteiligte kann die Prozesskostenhilfe selbst beantragen. Der Antrag ist beim
Bundessozialgericht entweder schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen
oder mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen. Hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten oder durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden.

Wird Prozesskostenhilfe bereits fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde begehrt, so
mÃ¼ssen der Antrag und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse â�� gegebenenfalls nebst entsprechenden Belegen
â�� bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde (ein Monat nach
Zustellung des Urteils) beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann ein zur Vertretung bereiter
Rechtsanwalt benannt werden.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Anwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden.

Das Bundessozialgericht bittet darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften.

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r die
nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d SGG).

Erstellt am: 22.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

                             9 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html


 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            10 / 10

http://www.tcpdf.org

